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Schadstoffhaltiges Schweigen
SCHWARZ-GRÜN IN FRANKFURT ■  Die Grünen geben sich in der Mainmetropole privatisierungsfreudig
– und sondieren ihre Chancen für Hessen

Sonnenblumen vor dem Römer – Selbstdarstellung der Grünen

(
*

Anzeige

In Hessen kann es in gut einem halben
Jahr, bei der Landtagswahl Ende Januar
2008, sehr spannend werden: Die jüng-
sten Umfragen verheißen der unter Ro-

land Koch regierenden CDU kräftige Verlu-
ste. Die SPD versucht es mit einer linken
Spitzenkandidatin. Die Linkspartei – die of-
fizielle Taufe steht bald an – pendelt bei den
Umfragen zwischen vier und fünf Prozent.
Und die Grünen? Die sondieren.

Vor allem sondieren sie, wie weit sie politisch
mit den Christdemokraten kommen: Eine
schwarz-grüne Koalition regiert seit mehr als
einem Jahr im Frankfurter Stadtparlament.
Nun ist Frankfurt, das sich gerne als Mainhat-
tan-Metropole sieht, nicht der Nabel
Deutschlands. Aber Schwarz-Grün hier zu er-
proben, das ist schon sehr viel mehr als nur ein
bisschen städtische Kommunalpolitik betrei-
ben: Frankfurt ist das unangefochtene Zen-
trum einer wirtschaftlich unverändert prospe-
rierenden Rhein-Main-Region, die vier bis
fünf Millionen Einwohner umfasst. 170 Milli-
arden Euro an Bruttoinlandsprodukt wird
hier jährlich erwirtschaftet. Und vor allem: In
dieser Region hat die Wirtschaft seit langem
die Struktur, die der einer künftigen Wissens-
und Dienstleistungsgesellschaft recht nahe
kommt. Es hat also für die bundespolitischen
Suchbewegungen der Grünen schon etwas zu
sagen, ob diese Koalition hier aus Sicht der
Grünen funktioniert oder nicht. Das Erstere
scheint der Fall zu sein, urteilte doch Olaf Cu-
nitz, der Fraktionsvorsitzende der Grünen,
jüngst: »Schwarz-Grün und Oberbürgermei-
sterin Roth geht es hervorragend.« Wie sieht
die Politik denn aus, welche die Beteiligten so
zufrieden stimmt?

Die erste Maßnahme dieser Koalition: Sie
hat den Gewerbesteuer-Hebesatz von 490
Prozent auf 460 Prozent abgesenkt; 1995 lag
der Hebesatz noch bei 515 Prozent. Dies sei
ein deutliches Signal an Unternehmen, die in-
vestitionswillig seien, so argumentieren übe-
reinstimmend Grüne und Christdemokraten.
Zuallererst setzen damit die Koalitionäre je-
doch ein völlig anderes Signal: Frankfurt be-
teiligt sich nun auch aktiv an dem Wettbe-
werb der Kommunen im Rhein-Main-Ge-
biet, die sich mit immer niedrigeren Hebesät-
zen gegenseitig die Unternehmen abjagen
wollen. Die Firmen können sich freuen, sonst
niemand.

Einen zweiten Akzent setzt die schwarz-
grüne Koalition mit ihrem ausgeprägten Sinn
für wenig durchdachte Privatisierungen. Das
erste Beispiel: die Universität. Die Frankfur-
ter Universität ist als Stiftungsuniversität ge-
gründet worden; seit 1967 ist sie eine Lan-
desuniversität. In diesen Monaten betreibt
die Universitätsspitze und andere Interessen-
ten die Umwidmung in eine Stiftungsuniver-
sität. Man erwartet sich davon den Zufluss
von privatem Kapital. Was meint die
schwarz-grüne Koalition dazu? In einem ge-
meinsamen Antrag von CDU und Grünen
werden selbstverständlich die heiklen Punk-
te angesprochen: Es müsse eine Diskussion
ohne Zeitdruck geben. Es müsse geklärt wer-
den, wie viel Einfluss die privaten Stifter dann
auf Forschung und Lehre hätten. Klar. Und
trotzdem ist der Unterton nicht zu über-
hören: Wenn ihr, die Verantwortlichen, das
irgendwie auch nur halbwegs klären könnt,
dann macht das mit der Stiftungsuniversität.

Also: Im Zweifel sind die Grünen nicht da-
gegen, sondern dafür. Der Effekt wird sein,
dass das Land und die demokratische Öf-
fentlichkeit Einfluss verlieren und die Uni-
verstität abhängig wird von (oft verdeckten
und kaum nachprüfbaren) privatwirtschaftli-
chen Interessen und Geldern.

Das zweite Beispiel: die Buslinien. Sollen
weiterhin die städtischen Betriebe die Busli-
nien betreiben oder soll ausgeschrieben und
auch an private Unternehmen vergeben wer-
den? Nach dem EU-Recht muss nicht ausge-
schrieben werden, die Koalitionäre neigen
trotzdem dazu. Drei sich widersprechende
Gutachten liegen vor, darunter eines der ge-
werkschaftsnahen Hans-Böckler-Stiftung,
deren Empfehlung eindeutig ist und vermut-
lich keine Chancen hat: Die städtischen Ei-
genbetriebe machen es kostengünstiger und
im Zweifel besser. Das dritte Beispiel: die
Schulen. Der Magistrat beschloss, dass ein
privates Unternehmen zwei Schulen neu
bauen, zwei weitere sanieren und dann alle
vier weitere 20 Jahre lang betreiben und in-
stand halten soll. Umfang des Auftrages:
knapp 130 Millionen Euro. Eine von vielen
Merkwürdigkeiten: Sogar die eigenen Fach-
leute vom Revisions- und Rechtsamt legten
Beschwerde ein, sie hätten nicht genügend
Zeit gehabt, die Vergabe zu prüfen; weil eine
bei der Vergabe unterlegene Firma nun klagt
und die Proteste immer lauter werden, wur-
de die endgültige Entscheidung des Stadtpar-
lamentes von den Schwarzgrünen widerwil-
lig erst einmal verschoben. Noch eine Merk-
würdigkeit: Frankfurt hat bereits einmal mit
einem solchen PPP-Projekt (private public
partnership) in Verbindung mit einem Bil-
dungszentrum außerordentlich schlechte Er-
fahrungen gemacht. Heute heißt es, besser
und billiger hätte es die Stadt selbst gemacht.
Das vierte Beispiel: die Polizei. Im Wahlpro-
gramm wandten sich die Grünen noch gegen
einen freiwilligen Polizeidienst, im Koali-
tionsprogramm haben sie ihn zusammen mit
der CDU beschlossen, um das »subjektive
Sicherheits-Gefühl«, so eine grüne Stadtver-
ordnete, der Frankfurter zu erhöhen.

Natürlich setzen die Grünen auch ein biss-
chen grüne Politik durch. Es gibt keinen of-
fenkundigen sozialen Kahlschlag. Aber: trotz
kostenlosem dritten Kita-Jahr, mehr medizi-
nischer Hilfe für Illegale – eine offensive so-
ziale Politik sieht anders aus, gerade in einer
Stadt, der es verglichen mit vielen anderen
sehr gut geht. Natürlich gibt es: ein bisschen
mehr Lärmschutz, ein bisschen mehr
Freundlichkeit gegenüber Fußgängern und
Fahrradfahrern, Dieselrußfilter für die städ-
tische Fahrzeugflotte. Solche und andere
Maßnahmen wirken im Zeitalter der Klima-
katastrophe allerdings rührend niedlich ver-

glichen mit dem, was die Grünen nicht ma-
chen: In Sachen Ausbau des Frankfurter
Flughafens – eine Jobmaschine erster Güte
und zugleich ein Klimakiller vom Feinsten –
halten die Frankfurter Grünen gemäß Koali-
tionsvereinbarung mit der CDU einfach die
Klappe; ein ziemlich schadstoffhaltiges
Schweigen. Und die von der SPD angeregte
City-Maut – ureigenstes Feld der Grünen –
fassen sie nicht einmal mit der Beißzange an.

Wer das alles zusammenzählt und gewich-
tet, bei dem kommt nach diesem einen Jahr
nichts anderes als eine glasklare FDP mit ei-
nem Anstrich Marke grün-light heraus und
die Erfahrung: Mit einer eher großstädtisch
gesinnten CDU können die Grünen inzwi-
schen ziemlich gut.

Und damit noch einmal kurz zurück zur
Landesebene. Die Grünen sondieren, was ihr
Profil im Wachstumsland Hessen sein soll
und dabei fließen die Frankfurter Erfahrun-
gen in aller Ruhe mit ein; für Grüne scheint
dies alles inzwischen ziemlich normal zu sein.
Die SPD hat sich mit knapper Mehrheit für
die linke Spitzenkandidatin Andrea Ypsilanti
entschieden; ihr parteiinterner Gegenkandi-
dat, hätte er gewonnen, würde in vielen Punk-
ten das glatte Gegenteil fordern und schaut
mit einem großen Teil der Partei dem Treiben
von Ypsilanti herablassend zu. Die CDU des
Roland Koch, einst bekannt durch Schwarz-
geld-Konten und hart-ideologische Positio-
nen in Sachen Ausländer, Umwelt und Schu-
le und heute bekannt durch höchste Flexibi-
lität, muss sich mit Wahlumfragen auseinan-
dersetzen, die ein Debakel ankündigen: Da-
nach liegt die CDU bei 40 beziehungsweise 38
Prozent; bei der Landtagswahl 2003 gab es
beinahe 49 Prozent. Und die Linke? Die hat
recht gute Ergebnisse – oft zwischen vier und
sechs Prozent – bei der OB-Wahl in Frankfurt
und bei den letzten Kommunalwahlen einge-
fahren. Aus Bremen weht gute Stimmung
herunter. Und die Linke ist dabei zu lernen,
dass ein reiner Anti-Koch-Wahlkampf nicht
ihr, sondern nur der SPD nützt. Deshalb will
sie die Grünen und die SPD gleichermaßen als
unsozial angreifen und sich, so verheißt es ein
Strategiepapier, für Frieden, gegen Armut, für
gerechte Verteilung von Reichtum und Bil-
dung für alle einsetzen. Wenn die Linkspartei
darüber nachdenkt, wie sie sich nicht nur all-
gemein als Linke, sondern konkret als linke
hessische Landespartei profiliert, dann könn-
te es noch spannender werden. ■

Die linke Mehrheit ist eine Illusion
IM GESPRÄCH ■ Florian Pronold (SPD), Mitglied des Bundestages, über den Wandel der Arbeitswelt, die Stellung der SPD in der großen
Koalition und ihr Verhältnis zur Linkspartei 

FREITAG: Herr Pronold, Sie gelten als
Parteilinker in der SPD. Wofür steht
der linke Parteiflügel im Unterschied
zur Gesamt-SPD?

FLORIAN PRONOLD: Der linke
Parteiflügel nimmt die Frage der Verteilungs-
gerechtigkeit stärker in den Blick als andere
Strömungen in der SPD.

Wird dieser Flügel durch die Nominierung
von Andrea Nahles zur stellvertretenden
Parteivorsitzenden gestärkt?

Wir werden mit Andrea Nahles eine sehr
profilierte Vertreterin des linken Parteiflügels
an herausgehobener Stelle haben. Ich sehe die
linke Strömung damit durchaus aufgewertet.
Auch wenn man mit Links-Rechts-Etikettie-
rungen vorsichtig sein sollte.

Vor kurzem haben Sie im Bundestag für die
Rente mit 67 gestimmt. Aus Überzeugung?

Die entscheidende Frage ist nicht das Ren-
teneintrittsalter. Die gesamte Arbeitswelt
verändert sich durch eine längere Lebenser-
wartung und längere Erwerbstätigkeit. Die
Frage ist: Wie können wir dafür sorgen, dass
die Menschen auch real länger arbeiten kön-
nen, ohne dabei ein Fall fürs Krankenhaus zu
werden? In den nächsten 20, 30 Jahren wird
es ältere Belegschaften in den Betrieben ge-
ben. Kaum ein Betrieb bereitet sich bisher
darauf vor. 

Andrea Nahles hat eine Art Ausstiegsklausel
ins Spiel gebracht. Ist das ein Versuch, die un-
geliebte Rente mit 67 doch wieder auszuhe-
beln?

Das Gesetz sieht vor, im Jahre 2010  die Ar-
beitsmarktsituation für ältere Beschäftigte zu
überprüfen. Die Rente mit 67 ist mit Sicher-
heit nicht mein Herzblut, aber die Politik
kommt hier nicht aus der Verantwortung
heraus, weil sie sich bestimmten Realitäten
nicht verweigern kann. In skandinavischen
Ländern hat man sich über die Veränderun-
gen der Erwerbstätigkeit in einer älteren Ge-
sellschaft schon viel früher Gedanken ge-
macht. Das müssen wir hier nachholen und
nachbessern. Wir brauchen flexiblere und

nach Belastung abgestufte Übergänge vom
Erwerbsleben in die Rente. Der berühmte
Dachdecker hat andere Bedingungen als der
Hochschulprofessor. 

Die SPD steht in Umfragen so schlecht da wie
nie. Was muss sich ändern?

Wir müssen wegkommen von dem Grund-
satz des Schröder-Blair-Papiers, das forderte,
die Gesellschaft einfach einem globalisierten
Kapitalismus anzupassen. Die Politik muss
re-regulieren und bestimmte Schutzzonen
schaffen. Schließlich soll die Wirtschaft dem
Menschen dienen und nicht umgekehrt. Vie-
le Leute können heute aus der Lohnarbeit
ihre Existenz nicht mehr sichern. Deswegen
brauchen wir den Mindestlohn. Der Rück-
gang der Arbeitslosigkeit kommt zum
großen Teil durch vermehrte Leiharbeit -
auch das ist mit Ängsten und Unsicherheit
verbunden. Die SPD muss Antworten geben,
wie Sicherheit in einer globalisierten Ökono-
mie noch zu organisieren ist. 

Ein gesetzlicher Mindestlohn wird sich mit
der CDU nicht durchsetzen lassen.

Dann werden wir ihn zum Schwerpunkt
der Wahlauseinandersetzung machen. Über
80 Prozent der Menschen sind für einen ge-
setzlichen Mindestlohn. Ich gehe gerne damit
in den Wahlkampf gegen die Union.

Warum bis zum Wahlkampf 2009 warten?
Wir wollen den gesetzlichen Mindestlohn

durchaus schon jetzt. Die schwierige Situati-
on vieler Millionen von Menschen verlangt,
dass keine weitere Zeit verstreicht. Aber sich
mit der Union zu einigen, ist nicht besonders
einfach, da sie in dieser Frage ideologisch ver-
bohrt ist. Aber zum Schluss werden auch die
Ideologen in der Union einsehen, dass wir

hierzulande umsetzen müssen, was es in 20
anderen europäischen Ländern bereits gibt. 

Wenn es der SPD so wichtig ist, warum macht
sie den gesetzlichen Mindestlohn nicht zur
Bedingung für eine Fortführung der großen
Koalition?

Wenn die Union sich nicht bewegt, wird
das tatsächlich eine schwere Belastungsprobe
für die große Koalition.

Rechnerisch haben wir im Lande eine Mehr-
heit von SPD, Linkspartei und Grünen. In
dieser Konstellation könnte man leicht einen
Mindestlohn einführen. Ist das nicht
verlockend?

Nein, denn erstens: Die Linkspartei will
überhaupt nicht regieren. Und zweitens: an
der Mehrheit der Union im Bundesrat
kommt man nicht vorbei. Es ist außerdem
eine Illusion so zu tun, als gäbe es eine struk-
turelle linke Mehrheit im Deutschen Bundes-
tag. Wenn ich in der Finanz- und Wirt-
schaftspolitik zum Beispiel die Grünen an-
schaue, dann habe ich eher den Eindruck,
dass der Neoliberalismus fröhliche Urständ
feiert, aber nicht, dass diese Partei Partner in
einem linken, fortschrittlichen Projekt sein
könnte. Das gefühlte Linkssein im Deut-
schen Bundestag wird sich in der Praxis
schnell als Illusion erweisen.

Was halten Sie als jüngerer SPD-Politiker von
dem sehr persönlichen Streit zwischen Oskar
Lafontaine und seinen Ex-Parteifreunden?

Ich tue mich schwer mit Oskar Lafontaine,
weil er in Verantwortung anders redet, als in
der Oppositionsrolle. Ich habe 1997 auf ei-
nem Bundesparteitag gegen ihn als damaligen
SPD-Parteivorsitzenden agiert, weil er das
Bedarfsprinzip in die sozialen Sicherungssy-
steme einführen wollte. Damit sollte sich die
Leistungshöhe am individuellen Bedarf ori-
entieren. Lafontaine hat diese Idee in der SPD
mehrheitsfähig gemacht. Heute heißt dieses
Prinzip Hartz IV. Mit Lafontaine als Finanz-
minister hatten wir für kurze Zeit außerdem
die Möglichkeit, eine Vermögenssteuer ein-
zuführen auf Basis einer Mehrheit im Bun-

desrat. Es ist nicht passiert. Wenn Lafontaine
hier jetzt eine große Ungerechtigkeit beklagt,
halte ich das für unehrlich.

Können Sie denn ausschließen, dass die SPD
bald auch im Westen eine Koalition mit der
Linkspartei eingeht?

Auszuschließen ist das nicht. Aber die
Linkspartei im Osten scheint sich von einer
Linkspartei im Westen zu unterscheiden. Wir
wollen als SPD möglichst stark werden. Da-
nach muss man klären, mit welchen Partnern
man möglichst viel eigene Politik durchset-
zen kann. Ich träume nicht gerade von einer
Zusammenarbeit mit der Linkspartei.

Wo sehen Sie sich persönlich in zehn Jahren?
Minister in einer rot-rot-grünen Koalition?

Nein. Ich möchte zweiter SPD-Minister-
präsident von Bayern in der Nachkriegsge-
schichte werden.

Das ist ehrgeizig.
Wenn Sie vor 25 Jahren erzählt hätten, in

Rheinland-Pfalz würde einmal ein SPD-Mi-
nisterpräsident mit absoluter Mehrheit regie-
ren, hätte man Sie für verrückt erklärt.

Kurt Beck gelang dies aber als Vertreter des
rechten Parteiflügels.

Ich glaube, die Menschen unterscheiden
nicht so sehr zwischen links und rechts.
Oskar Lafontaine galt 1988 als eher rechter
Reformer in der Sozialdemokratie mit seiner
damaligen These Arbeitszeitverkürzung bei
Lohnverzicht. So etwas wandelt sich. Der
umgekehrte Fall ist Gerhard Schröder. Die
Frage, wann man als links gilt und wann als
rechts, scheint gewissen Zyklen zu unterlie-
gen.

Das Gespräch führte Connie Uschtrin

Florian Pronold ist stellver-
tretender Landesvorsitzen-
der der SPD Bayern und seit
2002 Mitglied des Deut-
schen Bundestages.

In Sachen Ausbau des Frankfurter
Flughafens halten die Grünen einfach die
Klappe

Wenn sich die Union beim Mindestlohn
nicht bewegt, wird das eine schwere
Belastungsprobe für die große Koalition


